
Dabei ist es möglich, daß in einem Strafverfahren so­
wohl ein gesellschaftlicher Ankläger als auch ein ge- 
seilschaftlicher Verteidiger auftreten. die jedoch nicht 
vom gleichen Kollektiv oder Organ beauftragt sein 
dürfen.
Hinsichtlich der Aufgaben der gesellschaftlichen An­
kläger und Verteidiger gibt es eine Reihe von Be­
sonderheiten, die für die Beantwortung der Frage, 
wann die Beauftragung eines gesellschaftlichen Anklä­
gers oder die eines gesellschaftlichen Verteidigers 
zweckmäßig ist, von Bedeutung sind. Ohne die Pflicht 
aller am Strafverfahren Beteiligten zur Mitwirkung 
bei der Feststellung der objektiven Wahrheit und der 

' ^Findung einer gerechten Entscheidung zu verletzen, 
wird der gesellschaftliche Ankläger vor allem den Um­
ständen besondere Aufmerksamkeit widmen, die die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten be­
gründen und die Schwere des gegen ihn erhobenen 
Tatvorwurfs charakterisieren. Dazu wird er möglichst 

Vvor der Hauptverhandlung entsprechende Beweis­
anträge stellen.

«Die dazu berechtigten Kollektive oder Organe werden 
einen gesellschaftlichen Ankläger deshalb vor allem 
dann beauftragen, wenn die dem Angeklagten zur 
Last gelegte Tat durch ihre Schwere, den Umfang des 
Schadens und die sonstigen Auswirkungen Empörung 
hervorgerufen hat oder in anderer Beziehung für die 
Öffentlichkeit von besonderer Bedeutung ist.
Von der Möglichkeit der Beauftragung eines gesell­

schaftlichen Verteidigers sollte vor allem dann Ge­
brauch gemacht werden, wenn die Tat zu dem bisheri­
gen positiven Verhalten des Angeklagten in Wider- 

. snruch steht oder durch beachtenswerte Ümstände be­
günstigt wurde, die wesentlich zur Motivierung und 
Tatbegehung beigetragen haben. Der gesellschaftliche 
Verteidiger wird seine vordringlichste Aufgabe darin 
sehen, die .Umstände, die nach seiner Auffassung die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit ausschließen oder 
mindern, vorzutragen und dazu Beweisanträge zu 

^stellen.
Fehlerhaft ist die Auffassung, daß die Beauftragung 
eines gesellschaftlichen Anklägers oder Verteidigers in 
erster Linie davon abhängig ist, ob sich das Kollektiv 
oder Organ für eine unbedingte oder bedingte Ver­
urteilung des Angeklagten einsetzen will. Zwar wer­
den die nach Auffassung des Kollektivs oder Organs 
anzuwendende Strafart und -höhe, die mit der Ein­
schätzung der Schwere der Tat in engem Zusammen­
hang stehen, auch bei der Beauftragung eines gesell­
schaftlichen Anklägers oder Verteidigers zu berück­
sichtigen sein; jedoch kann die Entscheidung für eine 
bestimmte Art der Beauftragung nicht schematisch da­
von abhängig gemacht werden.
Ebenso kann der in der gegenwärtigen Praxis viel­
fach vertretenen Auffassung nicht zugestimmt werden, 
daß die moralische ..Mißbilligung“ des dem Angeklag­
ten zur Last gelegten Verhaltens durch das Kollektiv 
oder Organ notwendigerweise zur Beauftragung eines 
gesellschaftlichen Anklägers führen muß.
2. Die Organe oder Kollektive, die gesellschaftliche An­
kläger oder Verteidiger benennen können, sind im 
Rechtspflegeerlaß (IV, C, 1) erschöpfend genannt. Das 
sind z. B. Arbeitskollektive und Wohngemeinschaften,- 
Volksvertretungen und ihre Ständigen Kommissionen,- 
Gewerkschaftsgruppen usw. Das Vorliegen der Be­
auftragung ist vom Gericht zu prüfen.

. !lm Unterschied zur Beauftragung eines Vertreters 
eines Kollektivs können gesellschaftliche Ankläger und 
Verteidiger auch von Kollektiven, denen der Ange­
klagte nicht angehört, z. B. von Gewerkschaftsleitun­
gen, Vorständen sozialistischer Genossenschaften, Wohn­

bezirksausschüssen der Nationalen Front, benannt wer­
den.
3. Die Gerichte sollten möglichst gleichzeitig mit der
Ei'öffnung des Hauptverfahrens über die Zulassung des 
gesellschaftlichen___ Anklägers___oder Verteidigers ent­
scheiden Bei dieser Entscheidung, die gemeinsam mit 
den Schöffen zu fassen ist, hat das Gericht zu prüfen, 
ob ein echter Auftrag eines dazu berechtigten Kollek­
tivs oder Organs vorliegt. Ergeben sich dabei Zweifel 
oder Unklarheiten, so hat das Gericht vor der Ent­
scheidung über die Zulassung mit dem betreffenden 
Kollektiv oder Organ Verbindung aufzunehmen. Da­
bei sind auch Vertreter der Leitungsorgane (z. B. der 
Gewerkschaftsleitung) in diese Aussprache einzube­
ziehen. Eine solche Aussprache ist in allen Fällen, die 
zu einer Ablehnung führen können, erforderlich.
Die Ablehnung eines Antrags auf Zulassung eines 
gesellschaftlichen Anklägers oder Verteidigers ist not­
wendig, wenn eine Beauftragung nicht vorliegt oder 
wenn es sich bei dem den Antrag stellenden Kollektiv 
oder Organ nicht um ein solches handelt, das nach dem 
Rechtspflegeerlaß dazu berechtigt ist. Sie kann auch 
aus Gründen erfolgen, die in der Person des gesell­
schaftlichen Anklägers oder Verteidigers liegen. Des­
halb ist es erforderlich, den Angeklagten davon zu 
verständigen, wer als gesellschaftlicher Ankläger oder 
Verteidiger in dem Verfahren mitwirken soll. Bringt 
er begründete Bedenken gegen die Mitwirkung eines 
bestimmten Bürgers vor (z. B. bestehende Feindschaft, 
Verwandtschaft o. ä.), dann muß das Gericht, wenn 
das Organ oder Kollektiv nach einer Aussprache nicht 
von der Beauftragung Abstand nimmt und keinen 
anderen Bürger benennt, den Antrag auf Zulassung | 
ablehnen. Eine Ablehnung der Zulassung ist dagegen] 
nicht möglich, wenn das Gericht die geplante Teil-I 
nahmeform nicht für richtig oder nicht für erforder­
lich hält.
4. Der gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger hat 
das Recht, nach seiner Zulassung Einsicht, in die Akten 
zu nehmen. Dabei ist ihm von den Gerichten Unter­
stützung zu gewähren. Sie müssen ihn auch in diesem 
Zusammenhang auf seine Aufgaben vorbereiten und 
ihn über seine Rechte und Pflichten belehren.
Der gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger ist 
persönlich zur Hauptverhandlung zu laden. Anklage­
schrift und Eröffnungsbeschluß sind nicht zu über­
senden.
Ein Beschwerderecht gegen die Zulassung oder Ab­
lehnung eines gesellschaftlichen Anklägers oder Ver­
teidigers ist nicht gegeben.
5. Erscheint der gesellschaftliche Ankläger oder Ver­
teidiger in der Hauptverhandlung nicht, so hat sich, 
das Gericht bei der Prüfung der Frage, ob eine Unter-f 
brechung der Hauptverhandlung notwendig ist, von] 
der Bedeutung der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte* 
in dem konkreten Verfahren, aber auch von dem Prin­
zip der Konzentration und Beschleunigung des Ver­
fahrens leiten zu lassen.
Der gesellschaftliche Ankläger kann die gesellschaft­
liche Anklage zurücknehmen, wenn in der Beweis­
aufnahme neue, entlastende, die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit des Angeklagten ausschließende oder 
erheblich mindernde Umstände festgestellt werden. 
Ebenso kann der gesellschaftliche Verteidiger von der 
gesellschaftlichen Verteidigung zurücktreten, wenn in 
der Beweisaufnahme solche Umstände festgestellt wer­
den. die die strafrechtliche Verantwortlichkeit des An­
geklagten wesentlich erhöhen.
Es ist zweckmäßig, dem gesellschaftlichen Ankläger 
oder Verteidiger vor dem Staatsanwalt bzw. Rechts­
anwalt das Wort zu seiner Stellungnahme zu erteilen.
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